Die folgende Stellungnahme wird abgegeben, in deren Ergebnis nur ein Schluss möglich ist, und zwar eine Übertragung der Forderungspfändung auf die Gerichtsvollzieher abzulehnen.

Die Gerichtsvollzieher des hiesigen OLG-Bezirkes dürften zunächst gar nicht über eine ausreichende Qualifizierung und über die erforderlichen Kapazitäten für eine kurz- oder mittelfristige Übernahme derartiger Aufgaben verfügen. Sie beklagen selbst, dass vom Freistaat Sachsen kein entsprechender Nachwuchs eingestellt wird und insbesondere in den Großstädten die Arbeitsaufgaben kaum zu bewältigen sind, sodass über Versetzungen dorthin nachgedacht werden muss. Die damalige Qualifikation der sächsischen Gerichtsvollzieher ist zudem gar nicht vergleichbar mit dem Fachhochschulstudium des Rechtspflegers, und gerade bei der Forderungsvollstreckung sind tiefgreifende Rechtskenntnisse auch in anderen Rechtsgebieten außerhalb der unmittelbaren Zwangsvollstreckung notwendig. Es ist keineswegs so, dass der Erlass eines Pfändungsbeschlusses rechtlich nicht schwierig wäre, nur weil es sich um ein Masseverfahren handelt. Es sind umfassende Kenntnisse in weiteren Sachgebieten wie Handelsregisterrecht, Nachlassrecht, Zivilrecht, Familienrecht einschließlich Unterhalt, Grundbuchrecht u.a. notwendig, um die zu pfändenden Ansprüche, die korrekte Gläubigerstellung usw. zuverlässig zu prüfen. Es erscheint zweifelhaft, dass all diese Rechtsgebiete in dem GVZ Studium ausreichend abgedeckt werden könnten, geschweige denn, dass diese Kenntnisse für amtierende Gerichtsvollzieher ohne weiteres Studium problemlos nachzuholen wären. Es mag zwar sein, dass über die Problematik in 10 – 15 Jahren nochmals nachgedacht werden könnte, wenn die Ausbildung der Gerichtsvollzieher entsprechend umgestellt und erweitert wurde und diese neu ausgebildeten Gerichtsvollzieher sodann auch in der Praxis Einsatz finden. Davon ist man derzeit aber noch weit entfernt.

Was die Qualität der anstehenden Aufgaben angeht: Ich habe es selbst wahrnehmen müssen, dass die GV es zumindest teilweise ihren völlig unqualifizierten Schreibkräften überlassen, die eingereichten Forderungsaufstellungen zu "prüfen", weil sie selbst für derartige Büroarbeit nur wenig Zeit haben. Was die Rechtspfleger in den Forderungsaufstellungen alles in Kenntnis der rechtlichen Lage und auf Grund ihrer Erfahrungen bemängeln und streichen, geht bei vielen Gerichtsvollziehern aus Unkenntnis und Zeitgründen zu Unrecht durch. So etwas kann man, wenn es um Eingriffe in die Lebensgrundlagen der Leute geht, nicht dulden. Wir als Rechtspfleger sehen doch selbst, wie schwierig manche Forderungspfändungen sind und dass wir selbst noch in einschlägiger Fachliteratur hierzu nachschlagen müssen. Oder man denke  mal an Forderungsaufstellungen, die dynamisierte Unterhaltsansprüche zum Gegenstand haben: Ich kenne kaum einen GV, der in der Lage ist, Unterhaltszahlbeträge zu errechnen und die Forderungsbeträge exakt nachzuprüfen.

 
Völlig von der Hand zu weisen ist die Behauptung, bei Vollstreckungsgerichten dauere es 4 Wochen bis zur Zustellung eines Pfändungs- und Überweisungsbeschlusses. Beim hiesigen Amtsgericht ist es jedenfalls so, dass im Durchschnitt 3 Tage nach Antragseingang die Beschlüsse zur Zustellung hinausgegeben werden. Nicht wenige Gläubiger wollen sogar das Prinzip der Parteizustellung und selbst darüber entscheiden, wann sie sich mit einem Pfändungs- und Überweisungsbeschluss an die Gerichtsvollzieher zuz Zustellung wenden, weil sie insoweit noch anderen Einfluss auf den Schuldner ausüben können. Oftmals ist die vorherige (andere) Tätigkeit des Gerichtsvollziehers vor einer Forderungspfändung auch gar nicht notwendig, wenn etwa der Gläubiger die Bankverbindung des Schuldners aus anderen Gründen bereits kennt.

Die GVZ wollen laut dem Entwurf „unabhängige Organe der Rechtspflege“, „selbständig und eigenverantwortlich“ und nur dem Gesetz verpflichtet sowie unparteiisch sein, vergleichbar mit der Stellung eines Richters, eine Stellung, die nicht einmal den Rechtspflegern zugestanden wird. Daher sollten die Gründe, aus denen diese Rechtsstellung den Rechtspflegern versagt wird, auch hier gelten.


Völlig unklar ist, was mit der Formulierung „dies würde dem Schuldnerschutz Rechnung tragen“ gemeint ist, wenn der GVZ zugleich noch unparteiisch sein soll. Eine solche Unparteilichkeit kann, wenn man ständig im Kontakt zum Schuldner steht, ja sogar regelmäßig dessen Wohnung aufsucht, gar nicht gewährleistet werden. Es ist nicht auszuschließen, dass bei dem einen Schuldner das Konto gepfändet wird und bei dem anderen nur aus reinem Mitleid erstmal davon abgesehen wird. Für ein Verfahren der Forderungspfändung mit allen möglichen Folgeanträgen ist es aber gerade notwendig, die Belange zwischen Gläubiger und Schuldner gleichermaßen zu würden, und dies ist nur bei einem unabhängigem Vollstreckungsgericht möglich. Insoweit wird auf die Fälle verwiesen, die in gerichtlichen Verfahren etwa zur Befangenheit eines Richters führen, teilweise aber auch den Rechtspfleger betreffen. Zu denken ist etwa an Anträge, die einerseits aufzunehmen, über die andererseits aber auch zu entscheiden ist.


Das Argument, dass der GVZ Pfändungs- und Überweisungsbeschlüsse durch nachfolgende Ratenzahlungs- oder Stundungsmöglichkeiten „aussetzen" könne und so Arbeitsplätze oder Kontenverbindungen erhalten bleiben könnten, ist derzeit zumindest bei Kontopfändungen schon mal gar nicht realisierbar, da die Banken schon jetzt keine „Aussetzungen“ oder „Ruhendstellungen“ mehr akzeptieren, bedingt durch den Mehraufwand bereits im Zusammenhang mit dem Pfändungsschutzkonto und den weiteren Mehraufwand, den derartige „Aussetzungen“ (siehe hierzu Beachtung von Rangfolgen bei Pfändungen) mit sich bringen. Und da es sich bei den Forderungspfändungen zu schätzungsweise 75% um Kontopfändungen handelt, bleibt von dem genannten Argument nicht mehr viel übrig, zumal auch die Gläubiger selbst gewillt sind, über derartige „Aussetzungen“ gegenüber anderen Drittschuldnern selbst zu entscheiden. Zudem erhielte der Schuldner mit einer „Ruhendstellung“ der Pfändung nicht das komplette Zugriffsrecht auf sein Arbeitseinkommen oder sein Konto. Der Gerichtsvollzieher wäre gezwungen, die gepfändeten Beträge vom Drittschuldner einzuziehen und gesondert anzulegen bzw. zu hinterlegen (so etwa gem. §§ 720 a, 930 Abs. 2 ZPO). 
Eine explizit beantragte Kontenpfändung kann nicht abgelehnt werden, weil der Schuldner lediglich Sozialleistungen bezieht.
Hier wäre zunächst der Gesetzgeber gefordert, indem die Kontopfändung unter diesen Umständen für unzulässig erklärt würde.


Weiterhin würde es erheblich zu weit gehen, den GVZ darüber entscheiden zu lassen, ob eine Forderungspfändung Sinn macht oder unsinnig ist. Entscheidend für diese Frage ist in erster Linie das subjektive Rechtsschutzbedürfnis des Gläubigers. Insoweit wird auch auf § 833a ZPO verwiesen, aus dem ersichtlich ist, unter welchen Prämissen die Aufhebung oder Begrenzung einer Kontopfändung überhaupt nur möglich ist, selbst wenn auf ein Konto ganz überwiegend nur unpfändbare Beträge gutgeschrieben werden. Mit Unparteilichkeit eines Gerichtsvollziehers hat das im Übrigen nichts zu tun.

Abzulehnen ist genauso, dass nach dem Gesetzentwurf der GVZ alleiniger Herr des kompletten Vollstreckungsverfahrens werden soll. Abgesehen davon, dass damit die unabhängige Tätigkeit des Vollstreckungsgerichts beseitigt würde, würden auch noch die Gläubiger um ihre Rechtsstellung als Herr des Vollstreckungsverfahrens gebracht.


Ob man die Übertragung der eidesstattlichen Versicherung als Vorbild heranziehen kann, muss stark bezweifelt werden. Wie aus den beim hiesigen Vollstreckungsgericht geführten Akten zu entnehmen ist, ist eine überwiegende Anzahl von Protokollen und Vermögensverzeichnissen unvollständig. Die Angaben sind teilweise so unvollständig, dass sie durch die Schuldner beim GVZ nachzubessern sind und dass die Gläubiger gezwungen sind, über andere Recherchemöglichkeiten, wie Detekteien oder Wirtschaftsauskünfte, an Angaben zu gelangen, die für die Vorbereitung einer weiteren Vollstreckungsmaßnahme benötigt werden. Wenn man einen Blick in die vorliegenden Vermögensverzeichnisse wirft, wird man erkennen, dass man ohne weitere Ermittlungen mit den vorliegenden spärlichen Angaben nur schwerlich weitere Vollstreckungsmaßnahmen erfolgversprechend einleiten kann. Rein optisch ist hier mitunter schon der große Zeitdruck der Gerichtsvollzieher erkennbar. Es sind aus den Anträgen auf Erlass eines Pfändungs- und Überweisungsbeschlusses Fälle bekannt, dass vorher tätig gewordene Gerichtsvollzieher nicht einmal Rechtsnachfolgeklauseln und deren Zustellungen abverlangt hatten und es auch mit Namensänderungen mitunter sehr locker nahmen.
Es ist auch für den Schuldner unzumutbar, dass ein Gerichtsvollzieher in unmittelbar zeitlichen Zusammenhang einen Vollstreckungstitel zustellen, mangels Zahlungsfähigkeit sofort die eidesstattliche Versicherung abnehmen und sodann auch gleich noch eine Pfändung, etwa die des Kontos des Schuldners, was dessen Lebensgrundlage darstellt, auslösen können soll. Es muss den Gläubigern selbst überlassen bleiben, welche weiteren Schritte der Vollstreckung sie einleiten wollen, schließlich haben sie (zunächst und oftmals auch im Endeffekt) die Kosten hierfür zu tragen. Der Schuldner wiederum müsste dann in vielen Fällen sofort einen Vollstreckungsschutzantrag stellen. Völlig inkonsequent wäre des dabei, für alle Folge- und Vollstreckungsschutzanträge das Vollstreckungsgericht für zuständig zu erklären, bei dem nicht einmal eine Akte zu dem Vollstreckungsvorgang existiert. Bereits heute erscheinen oft völlig unbeholfene Schuldner, denen kein Geld von Banken mehr ausgezahlt wird und die nicht einmal angeben können, welcher Gläubiger wann bei ihnen eine Pfändung ausgelöst hat. Nur durch Recherche in der gerichtlichen Datenbank ist es dann möglich, die betreffenden Verfahren und Akten dennoch herauszufinden und dem Schuldner überhaupt helfen zu können. Existieren hier aber keine Vorgänge, wird auch das nicht mehr möglich sein, sodass den Schuldnern nicht mehr kurzfristig geholfen werden kann, um an das notwendigste für ihren Lebensunterhalt zu gelangen, so wie es das Gesetz eigentlich vorsieht. Genauso fragwürdig ist der Mehraufwand, dass beim Gerichtsvollzieher bereits ein Vorgang existiert und für die bezeichneten Fälle beim Gericht nochmals eine Akte angelegt werden muss.

Auch eine mögliche Variante, auch den Vollstreckungsschutz den Gerichtsvollziehern zu übertragen, kann nicht erfolgreich sein, und zwar aus Gründen der sachlichen Unabhängigkeit bei einem solchen Antrag, der Überbelastung und fachlichen Ausbildung. Zudem ist es wichtig, dass der Schuldner in Notfällen zu jeder Zeit einen solchen Antrag stellen kann, was bei den Gerichtsvollziehern, die in der Woche oftmals nur maximal 2 halbe Sprechtage haben, gar nicht gewährleistet werden kann. Und die Vollstreckungsgerichte oder Rechtsantragstellen massiv für Anträge an die Gerichtsvollzieher zu degradieren, muss entschieden abgelehnt werden.

Nach der Auffassung des Gerichtsvollzieherbundes soll der für die Forderungspfändung zuständige Gerichtsvollzieher auch für die Entgegennahme und Überwachung der Zahlung zuständig sein. 
Es soll während des Bestandes der Pfändung Ansprechpartner des Drittschuldners sein und auch Stundungsvereinbarungen treffen und Ratenzahlungen vereinbaren können.
Zu beachten ist hier, dass im Gegensatz zur Sachpfändung die Vollstreckung insbesondere in Arbeitseinkommen aber auch Kontopfändungen auf einen längeren Zeitraum angelegt sind. Unter Umständen läuft die Lohn- und Gehaltspfändung über Jahre, in denen immer wieder Teilbeträge an den Gläubiger ausgezahlt werden können. Der Gerichtsvollzieher müsste hier die Berechnung des pfändbaren Betrages durch den Arbeitsgeber kontrollieren (was bislang die Tätigkeit des Prozessbevollmächtigten des Gläubigers ist). 
Während dieser langen Zeit ist der Gerichtsvollzieher wie ein Inkassounternehmen für den Gläubiger tätig. 
Dies erscheint mit der Unabhängigkeit der Justiz nicht vereinbar, vermittelt vielmehr den Eindruck eines kompromisslosen „Geldeintreibers“ nach amerikanischem Vorbild.
Es gibt noch viele weitere unbeantwortete Einzelfragen in diesem Zusammenhang, beispielsweise:

-stellt sich die Frage, wie bei dem Zusammentreffen mehrerer ggf. gem. § 850 d ZPO bevorrechtigter Gläubiger zu verfahren ist. 
Soll der Gerichtsvollzieher über die Befriedigungsreihenfolge entscheiden, insbesondere wenn einer von mehreren Gläubigern mit einem Ruhen der Lohnpfändung einverstanden ist?
Wer übernimmt das Haftungsrisiko?
Bislang werden gerade solche Fälle gelöst, indem der Drittschuldner die gepfändeten Beträge hinterlegt und sich ggf. ein Verteilungsverfahren gem. § 872 ZPO ff. anschließt.

-stellt man die Entscheidung über die weitere Vollstreckung in das Schuldnervermögen in die Zuständigkeit des Gerichtsvollziehers, birgt dies ein erhöhtes Haftungsrisiko.
Die Auswertung der Vermögensverzeichnisse auf weitere Zugriffsmöglichkeiten der Gläubiger wird zwar häufig keine gravierenden Erkenntnisse bringen. 
Ergeben sich jedoch z.B. Lebensversicherungen, Bausparverträge oder Grundbesitz, ist die weitere Entscheidung über ein sinnvolles Vorgehen unter Umständen schwierig und mit einer umfangreichen rechtlichen Prüfung verbunden. Es handelt sich hier um eine originäre Aufgabe des Prozessbevollmächtigten des Gläubigers im Rahmen seiner anwaltlichen Beratung.
Alleine unter dem Aspekt, dass viele Rechtsschutzversicherungen nur drei Vollstreckungsversuche finanzieren, ist es auch zweckmäßiger, diese Entscheidung dem Gläubigers bzw. seinem Prozessbevollmächtigten zu überlassen. 

Insgesamt rücken die angedachten Änderungen den Gerichtsvollzieher zu sehr in die Richtung eines Inkassobüros im Auftrag des Gläubigers. 
Von einer Unabhängigkeit der Justiz kann dann nur noch eingeschränkt gesprochen werden.


Die ins Gespräch gebrachte Übertragung der Forderungsvollstreckung auf den Gerichtsvollzieher ist daher insgesamt abzulehnen. 
Sie widerspricht der Unabhängigkeit der Justiz, indem sie den Gerichtsvollzieher in Teilbereichen zum verlängerten Arm des Gläubigers - gleich einem Inkassounternehmen - macht.
